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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Oliver Krischer, Ingrid Nestle,
 Hans-Josef  Fell,  weiterer  Abgeordneter  und  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN
 – Drucksache 17/2838 –

 Finanzierung des Gesamtverbandes Steinkohle e. V. aus Steinkohlebeihilfen

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Der  Gesamtverband  Steinkohle  e.  V.  (GVSt)  wurde  am  11.  Dezember  1968  ge-
 gründet.  Er  hat  die  satzungsmäßige  Aufgabe,  die  allgemeinen  Belange  seiner
 Mitglieder,  insbesondere  auf  wirtschaftspolitischem  und  sozialpolitischem  Ge-
 biet, wahrzunehmen und zu fördern.

 Die  Mitglieder  des  GVSt  sind  laut  Internetauftritt  des  Gesamtverbandes  die
 RAG  Aktiengesellschaft,  die  RAG  Deutsche  Steinkohle  AG,  die  RAG  Anthrazit
 Ibbenbüren  GmbH,  die  RAG  Beteiligungs-GmbH,  die  RAG  Mining  Solutions
 GmbH,  die  RAG  Montan  Immobilien  GmbH,  die  Bergwerksgesellschaft
 Merchweiler mbH sowie die Evonik Steag GmbH.

 Darüber  hinaus  gibt  es  den  Unternehmensverband  Steinkohlenbergbau  (UVSt),
 der  am  1.  Dezember  1999  durch  die  Umwandlung  des  Unternehmensverbands
 Ruhrbergbau  gegründet  wurde  und  dem  laut  Internetauftritt  des  GVSt  zurzeit
 die  RAG  Aktiengesellschaft,  die  RAG  Beteiligungs-AG,  die  RAG  Deutsche
 Steinkohle  AG,  die  RAG  Immobilien  Holding  GmbH,  die  DSK  Anthrazit  Ibben-
 büren  GmbH,  die  RAG  Immobilien  AG  und  die  RAG  Wohnimmobilien  GmbH
 als Mitglieder angehören.

 Beide  Verbände,  der  GVSt  und  der  UVSt,  bestehen  damit  nur  aus  Unternehmen
 der RAG bzw. der Evonik Industries AG, beide im Besitz der RAG-Stiftung.

 Laut  Landtagsdrucksache  14/2331  hat  die  Landesregierung  des  Landes  Nord-
 rhein-Westfalen  eingeräumt,  dass  die  Beiträge  der  Bergbauunternehmen  zur
 Finanzierung  des  GVSt  und  des  UVSt  bei  den  Kohlehilfen  im  Rahmen  der  Pro-
 duktionskosten  berücksichtigt  werden.  Der  Steuerzahler  finanziert  damit  also
 über  Kohlesubventionen  mittelbar  die  Aktivitäten  von  zwei  Interessenverbän-
 den allein für die RAG.
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Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Der  Gesamtverband  Steinkohle  e.  V.  (GVSt)  wurde  vor  dem  Hintergrund  der
 Neuformierung  des  Steinkohlenbergbaus  am  11.  Dezember  1968  als  Gesamtver-
 band  des  deutschen  Steinkohlenbergbaus  von  den  vier  regionalen  Unterneh-
 mensverbänden  des  Ruhrbergbaus,  Saarbergbaus,  Aachener  Steinkohlenberg-
 baus  und  Niedersächsischen  Steinkohlenbergbaus  gegründet.  Die  Zahl  der
 Interessenverbände  des  Steinkohlenbergbaus  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  redu-
 ziert.  So  wurde  der  aus  o.  g.  regionalen  Verbänden  hervorgegangene  Unterneh-
 mensverband  Steinkohlenbergbau  (UVSt)  im  Jahr  2007  aufgelöst.  Der  älteste
 Interessenverband  des  Steinkohlenbergbaus  –  der  Verein  für  die  bergbaulichen
 Interessen  (VbI)  –  wurde  2009  auf  den  GVSt  verschmolzen.  Der  Gesamtverband
 Steinkohle  ist  einzig  verbliebener  Interessenverband  des  Steinkohlenbergbaus
 und  hat  gemäß  Satzung  die  Aufgabe,  die  Belange  seiner  Mitglieder,  insbeson-
 dere  auf  wirtschaftspolitischem  und  sozialpolitischem  Gebiet  wahrzunehmen
 und  zu  fördern.  Darüber  hinaus  vertritt  er  seine  Mitglieder  als  Arbeitgeberverei-
 nigung und die tarifgebundenen Mitglieder als Tarifpartner.

 Gemäß  den  geltenden  Regelungen  für  die  Steinkohlesubventionierung  sind  Bei-
 tragszahlungen  an  Bergbaugemeinschaftsorganisationen  grundsätzlich  den  Pro-
 duktionskosten  des  Bergbauunternehmens  zuzurechnen  und  somit  subventions-
 fähig.

 1.  Wie  hoch  waren  jeweils  die  jährlichen  Ausgaben  des  GVSt  und  des  UVSt  in
 den  Jahren  2005  bis  2009  (bitte  um  Angabe  der  Beträge  in  Euro  für  jedes
 Jahr)?

 Der GVSt hat dazu mitgeteilt:

 Die  Gesamtausgaben  des  Verbandes  gingen  von  rund  7  Mio.  Euro  im  Jahre  2005
 auf  6  Mio.  Euro  im  Jahre  2009  zurück  und  sind  unmittelbar  von  der  Aufgaben-
 entwicklung abhängig.

 1  Durch  personelle  Umstrukturierungen  und  damit  verbundene  Abfindungszahlungen  entstanden  zeitweise

 höhere  Personalkosten,  hinzu  kamen  gestiegene  Mietkosten.  Zwischenzeitlich  ist  eine  deutliche  Senkung

 der Mietkosten erfolgt.

 2.  Wie  hoch  war  in  den  Jahren  2005  bis  2009  der  Anteil  an  diesen  Ausgaben,
 der  unmittelbar  oder  mittelbar  aus  Steinkohlebeihilfen  oder  sonstigen  Mit-
 teln  der  öffentlichen  Hand  finanziert  worden  ist  (bitte  um  Angabe  der  Be-
 träge in Euro oder in Prozent zu Angaben aus Frage 1 für jedes Jahr)?

 Die  Mitgliedsbeiträge  der  subventionierten  Bergbauunternehmen  werden  bei
 den  Produktionskosten  in  der  Subventionsabrechnung  berücksichtigt.  Neben
 den  Produktionskosten  sind  die  Weltmarktpreise  für  Steinkohle  (Markterlöse)
 maßgebliche  Größe  für  die  Ermittlung  des  Beihilfebedarfs  als  Differenz  zwi-
 schen  Markterlösen  und  Kosten.  Der  Anteil  der  Beihilfen  an  den  Mitgliedsbei-
 trägen  der  subventionierten  Bergbauunternehmen  entspricht  somit  dem  jeweils
 bestehenden Verhältnis von Beihilfen und Markterlösen.

 2005
 in Tsd.
 Euro

 2006
 in Tsd.
 Euro

 2007
 in Tsd.
 Euro

 2008
 in Tsd.
 Euro

 2009
 in Tsd.
 Euro

 Gesamtausgaben GVSt
 bis 2007 einschl. UVSt
 bis 2008 einschl. VbI

 7  041  7  626 1  6  792  6  227  6  067
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3.  Für  welche  Zwecke  haben  der  GVSt  und  der  UVSt  diese  Mittel  in  den  Jahren
 2005  bis  2009  verwandt  (bitte  um  Angabe  der  Beträge  in  Euro  für  jedes  Jahr
 unterteilt  nach  Kategorien,  z.  B.  Verwaltung,  Öffentlichkeitsarbeit,  Fortbil-
 dung, Lobbyarbeit etc.)?

 Der GVSt hat dazu mitgeteilt:

 Der  größte  Kostenblock  bei  den  Verbänden  sind  die  Personalkosten.  Es  folgen
 Beiträge  an  Dachverbände  und  Sachkosten.  Beim  GVSt  betrugen  in  den  Jahren
 2005  bis  2009  die  Personalkosten  zwischen  44  bis  49  Prozent,  die  Beiträge  an
 die  Dachverbände  27  bis  30  Prozent  und  die  Sachkosten  24  bis  26  Prozent  der
 Gesamtausgaben.

 Zu  den  Sachkosten  zählen  die  Kosten  für  Kommunikation,  die  u.  a.  die  Kosten
 für  Öffentlichkeitsarbeit  enthalten.  Die  Kosten  für  Kommunikation  betrugen  im
 Jahre  2005  385  000  Euro  (5,5  Prozent  der  Gesamtausgaben)  und  gingen  auf
 229  000 Euro (3,8 Prozent der Gesamtausgaben) in 2009 zurück.

 4.  Werden  Spenden  oder  sonstige  Zuwendungen  der  Mitglieder  an  den  GVSt
 oder  den  UVSt  bei  der  Abrechnung  der  Kohlebeihilfen  ebenfalls  als  Produk-
 tionskosten berücksichtigt?

 Der GVSt hat dazu mitgeteilt:

 Neben  den  Mitgliedsbeiträgen  erhält  der  GVSt  von  seinen  Mitgliedern  keine
 Spenden oder sonstigen Zuwendungen.

 5.  Wie  stellen  sich  die  Personalentwicklung  und  die  Personalkosten  des  GVSt
 und des UVSt vom Jahr 2000 bis zum Jahr 2010 dar?

 Der GVSt hat dazu mitgeteilt:

 Der  Verband  setzt  die  mit  der  kohlepolitischen  Vereinbarung  von  2007  vorgese-
 hene  Personalanpassung  im  Steinkohlenbergbau  auch  bei  seiner  Belegschaft
 um.  Die  Zahl  der  Mitarbeiter  (einschließlich  UVSt  und  VbI)  ging  von  54  Ende
 des  Jahres  2000  auf  30  (Stand:  1.  Juli  2010)  zurück.  Die  Personalkosten,  ein-
 schließlich  der  Kosten  des  Personalabbaus,  betrugen  im  Jahr  2009  2  718  000
 Euro. Per 1.  Juli 2010 sind hier 1  146  000 Euro zu verzeichnen.

 6.  Welche  konkreten  Aktivitäten  haben  nach  Kenntnis  der  Bundesregierung  der
 GVSt und der UVSt seit 2005 betrieben?

 In  Erfüllung  seiner  satzungsgemäßen  Zwecke  nimmt  der  GVSt  die  Aufgaben
 eines  Wirtschafts-  und  Arbeitgeberverbandes  wahr.  Der  GVSt  wirkt  insbe-
 sondere  in  den  Spitzenverbänden  der  deutschen  Wirtschaft  und  Industrie
 (Bundesvereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeberverbände  –  BDA  –  und  Bundes-
 verband  der  Deutschen  Industrie  e.  V.  –  BDI),  der  Sozialversicherung  (Deutsche
 Gesetzliche  Unfallversicherung  e.  V.  –  DGUV  –  und  der  Deutschen  Rentenver-
 sicherung  Bund  –  DRVB),  in  der  Vereinigung  Rohstoffe  und  Bergbau  e.  V.
 (VRB)  sowie  in  den  Vereinigungen  nordrhein-westfälischer  und  saarländischer
 Arbeitgeber  mit.  Die  Mitgliedschaft  in  den  Arbeitgeberspitzenorganisationen  ist
 ausschließlich für Verbände und nicht für einzelne Unternehmen vorgesehen.

 Die  Vertretung  der  Brancheninteressen  in  den  Bereichen  Wirtschaft,  Energie
 und  Umwelt  erfolgt  über  die  Mitwirkung  beim  BDI  und  der  VRB  sowie  bei  dem
 Europäischen Stein- und Braunkohleverband (EURACOAL) in Brüssel.

 Darüber  hinaus  vertritt  der  GVSt  seine  tarifgebundenen  Mitglieder  als  Tarif-
 partner und befasst sich mit der Führung von Tarifverhandlungen.
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7.  Welchen  konkreten  Nutzen  für  die  öffentliche  Hand  sieht  die  Bundesregie-
 rung  in  der  mittelbaren  Finanzierung  von  Interessensverbänden  über  Stein-
 kohlebeihilfen?

 Die  Bundesregierung  bewertet  nicht  den  Nutzen  von  Interessenverbänden  der
 deutschen  Wirtschaft.  Zu  Aktivitäten  des  GVSt  wird  auf  die  Antwort  zu  Frage  6
 verwiesen.

 8.  Auf  welcher  deutschen  und  europäischen  Rechtsgrundlage  ist  die  Finan-
 zierung des GVSt aus Kohlebeihilfen möglich?

 Auf  Grundlage  der  gemäß  Verordnung  über  staatliche  Beihilfen  für  den  Stein-
 kohlebergbau  (EG)  Nr.  1407/2002  genehmigten  Beihilfen  und  der  nationalen
 Kohlerichtlinien  vom  28.  Dezember  2007  (Anlage  1)  für  die  Steinkohlesubven-
 tionierung  sind  Beitragszahlungen  an  Bergbaugemeinschaftsorganisationen
 grundsätzlich  den  Produktionskosten  des  Bergbauunternehmens  zuzurechnen
 und somit subventionsfähig.

 9.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  Mitgliederstruktur  des  GVSt  und
 des  UVSt,  die  praktisch  nur  aus  RAG-Gesellschaften  besteht,  und  der
 damit verbundene Bedarf für einen Unternehmensverband?

 Es wird auf die Antwort zu Frage 7 verwiesen.

 10.  Welche  Notwendigkeit  sieht  die  Bundesregierung  zur  Finanzierung  des
 GVSt  und  des  UVSt  mittelbar  aus  Steuermitteln  angesichts  des  2007  be-
 schlossenen Ausstiegs aus dem subventionierten Steinkohlebergbau?

 11.  Wird die Bundesregierung diese Finanzierung auch weiterhin zulassen?

 Die Fragen 10 und 11 werden gemeinsam beantwortet.

 Die  nationalen  Kohlerichtlinien  sind  in  ihrer  derzeitigen  Ausgestaltung  ein  Bau-
 stein  der  Regelungen  zum  Auslaufen  des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus.
 Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 8 verwiesen.
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Anlage 1
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